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42. Änderung des Flächennutzungsplans der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
Backnang im Bereich „Wohnbaufläche und Gemischte Baufläche Obere Walke“ in  
Backnang 
 
 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange entsprechend § 4 Abs. 1 
i. V. m. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit entsprechend § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
 
 
 
 
 
 

Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Anregungen 
 
 
 
 
 

Backnang, 20.05.2020 
Stadtplanungsamt 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die starke Bautätigkeit und die hohe Nachfrage nach Wohnraum in Backnang wer-
den durch geeignete Angaben zum Nachweis des Bauflächenbedarfs in der Be-
gründung verdeutlicht. Hierbei wird u.a. auf die Berechnungen zum zusätzlichen 
Wohnbauflächenbedarf aus dem Verfahren zur Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplans der vVG Backnang verwiesen, die für die Stadt Backnang bis 2035 rund 
23 ha ermitteln. 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
Die Begrifflichkeiten werden in der Begründung an die aktuelle Gesetzeslage an-
gepasst. 
 
 
Die Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen, die Unterlagen zur Berechnung der 
neuen HQ100-Linie und des Retentionsausgleichs sowie der Nachweis, dass keine 
nachteiligen Veränderungen zu erwarten sind, werden im Zuge des Bebauungs-
planverfahrens weiter konkretisiert und dann im Rahmen der Behördenbeteiligung 
dem RPS vorgelegt. Die nächsten Verfahrensschritte der vorbereitenden und der 
verbindlichen Bauleitplanung werden im Parallelverfahren in enger inhaltlicher 
und zeitlicher Verzahnung erfolgen, um die Verfahrensdauern nicht unnötig aus-
zudehnen. Für den Auslegungsbeschluss zur 42. FNP-Änderung werden die Kern-
aussagen in die Begründung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planung der Retentionsmulden erfolgt in enger Abstimmung mit dem Landes-
betrieb Gewässer beim RPS. 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; die Hinweise auf archäologische Verdachtsflächen bzw. histori-
sche Gebäudestandorte werden im Umweltbericht beim Schutzgut Kultur- und 
Sachgüter bewertet. 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme; im Umweltbericht wird darauf hingewiesen, dass im Vorfeld einer 
Bebauung in Abstimmung mit dem Referat Denkmalpflege beim RPS ggf. Sondagen 
durchzuführen sind. 
 
 
Auf die archäologischen Informationen wird im Umweltbericht beim Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter hingewiesen.  
Das Landesamt für Denkmalpflege wird frühzeitig in die weiteren Planungen zur 
Erschließung und Bebauung der Verdachtsflächen einbezogen.  
 
 
Die archäologisch relevanten Flächen liegen ganz im Osten des Änderungsbe-
reichs. Dort sind im Zuge der geplanten städtebaulichen Neuordnung zunächst 
keine Änderungen am gewerblich genutzten Gebäudebestand vorgesehen. Die Dar-
stellung als geplante Wohnbaufläche stellt hier eine mittelfristige planerische 
Zielsetzung dar. Die archäologischen Informationen werden im Zuge möglicher 
künftiger Planungen berücksichtigt. 
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Anregungen Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; der Grundstückseigentümer wird auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutzgesetzes zum Umgang mit archäologischen Funden bei Bodenein-
griffen hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
Die Abwägungsergebnisse werden dem RPS übermittelt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Das RPS erhält nach Inkrafttreten des geänderten FNP eine Mehrfertigung im Ori-
ginalmaßstab sowie in digitaler Form. 
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Anregungen Verband Region Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die Belange des Hochwasserschutzes werden im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung mit den zuständigen Fachbehörden abgestimmt. 
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Anregungen Verband Region Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme; die Belange des Hochwasserschutzes sowie die Maßnahmen zur 
Herstellung des Retentionsausgleichs werden im Rahmen des parallelen Bebau-
ungsplanverfahrens konkretisiert und mit den zuständigen Fachbehörden abge-
stimmt. 
 
 
Der VRS wird am weiteren Verfahren der vorbereitenden Bauleitplanung beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



9 

Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme; eine schalltechnische Untersuchung unter Einbeziehung von Ver-
kehrs-, Gewerbe- und Sportlärm wird im Rahmen des parallelen Bebauungsplanver-
fahrens erstellt. Die wichtigsten Erkenntnisse werden in die Begründung zur 42. 
FNP-Änderung übernommen. 
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Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme; der Umgang mit den im Gebiet befindlichen Altstandorten wird 
im parallelen Bebauungsplanverfahren konkretisiert und weiterhin eng mit dem 
Landratsamt abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Der Umgang mit dem Niederschlagswasser wird im parallelen Bebauungsplanver-
fahren konkretisiert sowie durch entsprechende Festsetzungen und Hinweise ver-
bindlich geregelt. 
 
 
Ggf. erforderliche wasserrechtliche Erlaubnisse werden im Rahmen des parallelen 
Bebauungsplanverfahrens eingeholt. 
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Anregungen Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Es ist vorgesehen, durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan Dachbe-
grünungen verbindlich vorzuschreiben. 
 
Die Entwässerungsplanung des Gebiets wird im Zuge der Erschließungsplanung mit 
dem Amt für Umweltschutz abgestimmt. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Punkt A) Altlasten im Boden: 
 
Kenntnisnahme; in den mittlerweile vorliegenden Ergänzenden Altlastenuntersu-
chungen (HPC AG, Stuttgart, Stand: 06.05.2020) wurde u.a. der Wirkungspfad 
Boden – Mensch untersucht. 
 
Auszug aus dem Gutachten: 
„Im Zuge der aktuellen Untersuchungen auf dem Areal wurden im Untergrund zahl-
reiche Analysenwerte ermittelt, welche bezüglich der Prüfwerte für den Wirkungspfad 
Boden - Mensch erhöht sind. ... Im Zuge der Entwicklung des Areals ist vorgesehen, 
dass prinzipiell keine derzeit anstehenden Böden im Wirkbereich für den Pfad Boden 
- Mensch belassen oder wieder eingebaut werden. Durch bauliche Maßnahmen wird 
eine Gefährdung über den Wirkungspfad Boden - Mensch ausgeschlossen.“ 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Für die Nutzung der Fläche (hier Wohnen und Dienstleistung) ist nach den gesetz-
lichen Regelungen der Wirkungspfad Boden - Mensch relevant. Im Zuge der Ent-
wicklung des Areals werden die für diesen Wirkungspfad relevanten Böden in einer 
Tiefe bis mindestens 0,5 m unter künftiger Geländeoberkante aus sauberem Mate-
rial hergestellt, so dass die relevanten Nutzungen ohne eine Gefahr für Menschen 
möglich sein werden. Böden in größeren Tiefen besitzen für den Wirkungspfad 
Boden - Mensch keine Exposition, sondern sind lediglich für den Wirkungspfad 
Boden – Grundwasser relevant. 
 
Z-Werte sind abfallrechtliche Zuordnungswerte und dienen der Regelung zur Ent-
sorgung und zum Einbau von mineralischen Materialien. Sie unterliegen dem vor-
sorgenden Bodenschutz, weshalb diese bei der Altlastenbearbeitung nur ergän-
zend Anwendung finden. Auch sind sie nicht primär anzuwenden, um Altlastensa-
nierungen zu bewerten, zu veranlassen oder um als Sanierungszielwert zu dienen.  
 
Primär sind bei der Gefährdungsabschätzung von Altlasten und der Altlastensanie-
rung die Prüfwerte der Bundesbodenschutzverordnung für den Ort der Beurteilung 
und für die entsprechenden Wirkungspfade anzuwenden. Ziel der Sanierung ist, 
eine Gefährdung über die relevanten Wirkungspfade Boden - Mensch und Boden - 
Grundwasser mit verhältnismäßigen Mitteln zu unterbinden.  
 
Im vorliegenden Projekt können die Gefährdungen mit den beschriebenen Mitteln 
vollständig abgewendet werden, ohne dass alle Belastungen im Boden auf das 
Niveau der Vorsorgewerte abgesenkt werden müssen. Insofern ist ein schadloses 
Belassen von Bodenbelastungen in Bereichen mit Versiegelungen möglich, ohne 
dass daraus eine nicht hinnehmbare Gefahr für die Schutzgüter entsteht. 
 
Im Bereich der Retentionsmulde ist eine Niederschlagsversickerung in das Grund-
wasser möglich. Deshalb werden hier alle Bodenbelastungen, die eine Gefahr für 
das Grundwasser darstellen können, mittels Bodenaustausch beseitigt. Die Sanie-
rungszielwerte hierfür sind die Prüfwerte der BBodSchV für den Ort der Beurtei-
lung. Für den Wirkungspfad Boden - Mensch werden die Prüfwerte für die Nutzung 
Kinderspielflächen angesetzt. 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Die in Bezug auf die Altlasten anzuwendenden Bewertungsmaßstäbe finden sich 
ausführlich im oben erwähnten Gutachten der HPC AG vom 06.05.2020. 
 
 
Zu Punkt B) Altlasten im Grundwasser: 
 
Die Bauleitplanung zur Oberen Walke läuft seit mehreren Jahren. Bezüglich Altlas-
ten und Grundwasser liegen mehrere Fachgutachten vor. Diese wurden mit den 
jeweils darin vorgeschlagenen Maßnahmen den entsprechenden Fachämtern vorge-
stellt. Zahlreiche Abstimmungstermine sind bereits erfolgt. Die Ergebnisse ent-
sprechender Kommissionen fließen wiederum in die weiteren Planungen zum Bau-
gebiet ein. 
 
Die Themenbereiche Altlasten, Grundwasser und Entwässerung werden von erfah-
renen Fachgutachtern und Ingenieuren erarbeitet und begleitet sowie mit den 
zuständigen Fachämtern abgestimmt. Abschließende Planungen und Konzepte 
werden im parallelen Bebauungsplanverfahren erarbeitet. 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

Die Folienabdeckung soll eine Niederschlagsversickerung verhindern. Aus Verhält-
nismäßigkeitsgründen ist diese temporäre Maßnahme in Abstimmung mit der Bo-
denschutzbehörde erfolgt. Gleichzeitig sorgt diese Abdeckung (indirekt) dafür, 
dass keine Vegetation aufkommt und somit neue Habitate schafft. 
 
Die Grundwasserfließverhältnisse wurden im Zuge des Grundwassermonitorings 
zwischen 2015 und 2019 durch die HPC AG ausgiebig untersucht und dabei Was-
serhoch- und -niedrigstände gemessen (Abschlussbericht, Stand 06.05.2020). Das 
Gutachten prognostiziert, dass durch die Baumaßnahme eine Verbesserung der 
Grundwasserqualität erreicht werden kann. Die vom Gutachter vorgeschlagenen 
und in der Bewertungskommission beschlossenen Maßnahmen sind eine Abwägung 
unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit und der Wirksamkeit.  
 
 
Zu Punkt C) Schutz strenggeschützter Tierarten: 
 
Auf Grund der Zaunschäden und dessen Überwucherungen sowie der Sichtung von 
Zauneidechsen innerhalb sowie am Rand des Plangebiets wird in den Hauptaktivi-
tätsphasen der Eidechsen zwischen Juni und September 2020 im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens eine erneute artenschutzrechtliche Prüfung sowie Plausibi-
lisierung und Aktualisierung der bereits vorhandenen Gutachten zum Artenschutz 
vorgenommen. Der Untersuchungsrahmen wurde mit dem LRA abgestimmt. Insbe-
sondere ist eine ergänzende Überprüfung zum Vorkommen der Zauneidechse nach 
den gängigen, anerkannten Untersuchungsmethoden vorgesehen. Die Ergebnisse 
werden anschließend gemeinsam mit dem LRA, dem Fachplaner, Vertretern der 
Naturschutzverbände, der Stadt und dem Eigentümer erörtert und in den Umwelt-
bericht zur 42. FNP-Änderung übernommen.  
 
Generell werden, um mögliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 
BNatSchG im Vorfeld auszuräumen, vor Abriss der Gebäude entsprechende Bege-
hungen vorgenommen. 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
Zu Punkt C) Hochwasserproblematik: 
Solange keine fortgeschriebenen Hochwassergefahrenkarten im Einzugsgebiet der 
Murr vorliegen, sind die Hochwassergefahrenkarten aus dem Jahr 2010 zur Bewer-
tung, ob Vorhabenbereiche im festgesetzten Überschwemmungsgebiet liegen oder 
nicht, heranzuziehen. Die Hochwassergefahrenkarte aus dem Jahr 2010 stellt so-
mit die derzeit gültige Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes dar. 
Der entsprechende Rahmen zur Bemessung der Retentionsflächen wurde mit den 
zuständigen Fachbehörden abgestimmt. Auf dieser Grundlage wurden die jeweili-
gen Ausführungen zum Hochwasserschutz durchgeplant und befinden sich in wei-
terer Abstimmung mit den Fachbehörden. 
Der mit der Bebauung verlorengehende Retentionsraum wird durch die geplanten 
Retentionsmulden beim HQ100 wertgleich innerhalb des Plangebietes ausgeglichen, 
es entsteht sogar ein erheblicher Retentionsraumgewinn von mehr als 1.000 m3. 
Der Retentionsausgleich erfolgt vollständig auf Eigentumsflächen der DIBAG. 
 
 
 
 
 
Das Grundkonzept sieht vor, einerseits die zu bebauenden Flächen so weit aufzu-
füllen, dass sie vor einem Hochwasserereignis geschützt sind und andererseits den 
dadurch verlorenen Retentionsraum durch ein zwischen Murrufer und Bebauung 
anzulegendes Muldensystem auszugleichen. 
 
 
Zu Punkt D) Forderungen der Naturschutzverbände: 
Im vorliegenden Projekt können die Gefährdungen mit den beschriebenen Mitteln 
vollständig abgewendet werden, ohne dass alle Belastungen im Boden auf das 
Niveau der Vorsorgewerte abgesenkt werden müssen. Insofern ist ein schadloses 
Belassen von Bodenbelastungen in Bereichen mit Versiegelungen möglich, ohne 
dass daraus eine nicht hinnehmbare Gefahr für die Schutzgüter entsteht. 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

Zu den geforderten Gutachten: 
 

Lärm 
Eine schalltechnische Untersuchung unter Einbeziehung von Verkehrs-, Gewerbe- 
und Sportlärm wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erstellt. Die zent-
ralen Erkenntnisse werden in die Begründung zur 42. FNP-Änderung übernommen. 
 

Verkehr 
Im Auftrag des Grundstückseigentümers hat ein Fachbüro ein umfassendes Mobili-
tätskonzept erstellt, das die Verkehrserzeugung durch die Neubebauung ermittelt, 
ausgehend von einer Erreichbarkeitsanalyse für alle Verkehrsträger Maßnahmen für 
eine reduzierte der Kfz-Nutzung entwickelt und auf dieser Basis die Leistungsfä-
higkeit der bestehenden Straßeninfrastruktur nachweist (Stand: 11.05.2020). 
 

Frischluft 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird von einem Fachbüro ein Klima-
gutachten erstellt, das in Form von Windfeldberechnungen auch Aussagen zu Aus-
wirkungen auf die lokalklimatischen Verhältnisse des Plangebiets macht (Durchlüf-
tung, Kaltluftabflüsse). Die zentralen Erkenntnisse werden in die Begründung zur 
42. FNP-Änderung übernommen. 
 
Zu den weiteren Forderungen: 
 

Zauneidechsenpopulation und Scoping-Termin 
In den Hauptaktivitätsphasen der Eidechsen wird zwischen Juni und September 
2020 im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine erneute artenschutzrechtliche 
Prüfung vorgenommen. Insbesondere ist eine ergänzende Überprüfung zum Vor-
kommen der Zauneidechse vorgesehen. Die Ergebnisse werden anschließend ge-
meinsam mit dem LRA, dem Fachplaner, Vertretern der Naturschutzverbände, der 
Stadt und dem Eigentümer erörtert und in den Umweltbericht zur 42. FNP-
Änderung übernommen. 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
Im zweiten Halbjahr 2020 ist eine Bürgerinformationsveranstaltung geplant, bei 
der die Rahmenplanung und der Bebauungsplanentwurf mit Fachgutachten vorge-
stellt werden. Es besteht die Möglichkeit zu Fragen und Diskussion. 



18 

Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Fortsetzung Öffentlichkeitsbeteiligung 
Ein städtebauliches Modell mit der gemäß Rahmenplan vorgesehenen Bebauung 
wurde erstellt, bei der Bürgerinformationsveranstaltung können jedoch vsl. pan-
demiebedingt lediglich Modellfotos präsentiert werden. 
 
Nachverdichtung/Städtebau 
Kenntnisnahme; die städtebauliche Umsetzung der Neubebauung und die Frage 
ihrer sozialen Verträglichkeit sind nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleit-
planung. Zu den Themen Lärm, Verkehr und Frischluft siehe oben. 
 
 
Fotos: Kenntnisnahme 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
Kenntnisnahme 
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Anregungen Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; die Neugestaltung des Murrufers ist nicht Gegenstand der 42. FNP-Änderung. 
 
Zu Punkt „Wasserhaushaltsgesetz sowie Wassergesetz BW“: 
Der Anregung wurde gefolgt. Die HQ 100- und die HQ extrem-Linien (Risikogebiet nach § 73 
(1) WHG) werden in der verbindlichen Bauleitplanung im Text- und Planteil dargestellt. 
Der Rahmen zur Bemessung der Retentionsflächen wurde mit den zuständigen Fachbehörden 
abgestimmt. Auf dieser Grundlage wurden die jeweiligen Ausführungen zum Hochwasserschutz 
durchgeplant und befinden sich in weiterer Abstimmung mit den Fachbehörden (zur maßgebli-
chen HWGK siehe auch Abwägung zu den Anregungen des LNV, Punkt C, Hochwasserproblema-
tik). 
Der mit der Bebauung verlorengehende Retentionsraum wird durch die geplanten Retentions-
mulden beim HQ 100 wertgleich innerhalb des Plangebietes ausgeglichen. Es entsteht sogar ein 
Retentionsraumgewinn von mehr als 1.000 m3. Der Retentionsausgleich erfolgt vollständig auf 
den Flächen der DIBAG. 
Aus „Ermittlung von Überflutungslinien und Retentionsraumverluste im Bereich der Oberen 
Walke in Backnang“, erstellt von IWP im Auftrag der DIBAG Industriebau AG vom 18. Februar 
2016 ist Folgendes zur Erläuterung anzubringen: 
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„Im Rahmen der Planfeststellungsverfahren zu den vom Wasserverband Murrtal geplanten 
Hochwasserschutzmaßnahmen in Sulzbach, Oppenweiler und Backnang wurden durch hydrauli-
sche Berechnungen die Veränderungen der Wasserspiegelhöhen für die Unterlieger ermittelt.  
Für den Bereich Sulzbach bis Burgstetten wurden von dem Institut für Wasser- und Umweltsys-
temmodellierung, Prof. Dr.-Ing. Silke Wieprecht, der Universität Stuttgart (IWS) ein instationä-
res, hydraulisches Modell aufgestellt und im technischen Bericht: „Instationäre eindimensiona-
le Berechnungen an der Murr zwischen Schleißweiler und Burgstetten“ (01/2012) die Ergebnis-
se erläutert. Eine Aktualisierung anhand der Konkretisierung der Hochwasserschutzplanungen 
und eine Verlängerung der instationären Berechnungen bis Kirchberg erfolgte im Rahmen der 
Untersuchung „Instationäre Berechnungen zu den Auswirkungen der Hochwasserschutzmaß-
nahmen in Sulzbach, Oppenweiler und Backnang auf die Wasserspiegel in der Murr im Bereich 
von Burgstetten und Kirchberg“ (11/2013) durch IWP. 
Die Berechnungen von IWP ergaben für den Bereich der Oberen Walke Wasserspiegelerhöhungen 
von bis zu 0,07 m beim HQ 100 unter Berücksichtigung der Wirkung der Hochwasserschutzmaß-
nahmen in Sulzbach, Oppenweiler und Backnang (Variante SOB). Oberstrom des Stahlstegs zum 
Sportplatz (Brücke Villa Berg) bei Flusskilometer 23+042 kommt es durch die geplante Anhe-
bung der Brückenunterkante zu einer Wasserspiegelabsenkung beim HQ 100 von bis zu 0,02 m. 
Für HQ 10 und HQ 50 liegen keine instationären Berechnungen vor. Für die vorliegende Unter-
suchung wurden vereinfacht die beim HQ 100 ermittelten Wasserspiegeländerungen angesetzt. 
(…) 
Die Berechnungen von IWP (11/2013) wurden vom Institut für Wasser- und Umweltsystemmo-
dellierung, Prof. Dr.-Ing. Silke Wieprecht, der Universität Stuttgart (IWS) plausibilisiert. Die 
Plausibilisierung zeigte, dass eine Detaillierung des hydraulischen Modells für den Bereich der 
Oberen Walke sich nur geringfügig auf die Wasserspiegelunterschiede (im Mittel 1 cm) auswirkt, 
so dass die Berechnung von IWP (11/2013) für die vorliegende Untersuchung angesetzt werden 
konnten.“ 
 
Die Ermittlung bzw. die Darlegung der Grundlage zur Ermittlung der HQ 100 ist in der Untersu-
chung „Ermittlung von Überflutungslinien und Retentionsraumverluste im Bereich der Oberen 
Walke in Backnang“ vom 18. Februar 2016, erstellt von IWP im Auftrag der DIBAG Industriebau 
AG, ebenfalls nachvollziehbar dargelegt. Für die Ermittlung des Retentionsraumverlustes wur-
den die Geländemodelle, drei unterschiedliche Topographiezustände (HWGK, 2013 und 2015) 
untersucht. Die Ergebnisse in Bezug auf den Retentionsraumverlust ergaben für die Topogra-
phiezustände HWGK und 2015 Retentionsraumverluste in ähnlicher Größenordnung. Für den 
Topographiezustand 2013 ergaben sich geringere Retentionsraumverluste. Mit dem Landratsamt 
Rems-Murr-Kreis wurde abgestimmt, für die Berechnung der Retentionsraumverluste den Topo-
graphiezustand von 2015 anzusetzen. 
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Anregungen Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
Zu den Auffüllungen: 
Bezüglich der als „rechtswidrig“ bezeichneten Auffüllungen auf der Oberen Walke im Jahr 2014 
wurde eine Umweltmeldung und Fachaufsichtsbeschwerde beim Ministerium für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft vorgebracht. Die Umweltmeldung und erneute Fachaufsichtsbeschwerde 
zum Hochwasserschutz wurde seitens des Ministeriums geprüft. Mit Schreiben vom 14.11.2016 
konnten nach erneuter Prüfung der Sach- und Rechtslage die hervorgebrachten Befürchtungen 
u.a. der Rechtswidrigkeit ausgeräumt werden. Das Umweltministerium hat damals insbesondere 
festgestellt, dass 

• die im Jahre 2014 erfolgte Umlagerung von Erdmaterial außerhalb des festgesetzten 
Überschwemmungsgebiets erfolgte, 

• im Bau befindliche bzw. geplante Hochwasserpumpwerke nicht zu einer weiteren Zu-
nahme der zu berücksichtigenden Gesamtabflussmenge führen, 

• keine unrechtmäßigen Aufschüttungen auf dem Gelände der Oberen Walke innerhalb 
des Überschwemmungsgebiets erfolgt sind und 

• aus Sicht des Ministeriums der Ansatz für die Berechnung des erforderlichen Retenti-
onsausgleichs nicht zu beanstanden ist. 

 
In der Stellungnahme des Ministeriums wurde festgehalten, dass hinsichtlich der Frage, ob die 
2014 erfolgten Auffüllungen außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebiets umgelagert 
wurden, die tatsächliche aktuelle Situation vor Ort maßgebend war. Die damalige Situation vor 
Ort als Grundlage der Umweltmeldung, war durch das im Herbst 2015 durch das Vermessungsbü-
ro GEO Ingenieurservice durchgeführte Flächennivellement abgebildet. Durch Verschneidung 
des damals so neu erstellten Geländemodells mit Wasserspiegelhöhen, unter Berücksichtigung 
der Auswirkungen der Hochwasserschutzmaßnahmen in Sulzbach an der Murr, Oppenweiler und 
Backnang, wurden die Überflutungsflächen im Bereich der Oberen Walke zu diesem Zeitpunkt 
aktuell ermittelt. Die zu diesem Zeitpunkt neu ermittelte Überflutungslinie HQ 100 bestätigte 
hierbei, dass die im Jahr 2014 erfolgte Umlagerung des benannten Erdmaterials außerhalb des 
festgesetzten Überschwemmungsgebiets erfolgte. 
Es wurde weiterhin festgestellt, dass das Geländemodell basierend auf der Vermessung aus dem 
Jahr 2015 die tatsächliche Situation für die Obere Walke zum Zeitpunkt 22.12.2013 am besten 
abbildete. Die im Jahr 2014 erfolgte Ablagerung wurde auf den westlichen Teil der Oberen 
Walke, welche bereits vor Inkrafttreten der Regelungen des § 78 WHG für den Innenbereich 
aufgefüllt wurde, umgelagert. Die Umlagerung des Erdmaterials wurde somit innerhalb eines 
Geländebereiches durchgeführt, der bereits vor der Umlagerung bei einem HQ 100 nicht mehr 
überflutet worden wäre. Somit waren derzeit keine unrechtmäßigen Aufschüttungen auf dem 
Gelände innerhalb des Überschwemmungsgebiets vorhanden. Es wurde somit festgestellt, dass 
der Ansatz für die Berechnung des für die vorgesehene Bebauung erforderlichen Retentionsaus-
gleichs unter Berücksichtigung der hydraulischen Berechnungen und dem Geländemodell, ba-
sierend auf der Vermessung aus dem Jahr 2015, nicht zu beanstanden ist. 
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zu Punkt „Zur Historie“: 
 
 
 
 
zu den Auffüllungen siehe Abwägungstext oben (S. 23) 
 
 
 
 
 
Das Gelände wurde im Zuge des Abbruchs modelliert, diese Maßnahme war Anfang/Mitte 2013 
abgeschlossen. Die Auffüllungen blieben deutlich unterhalb der maximal zulässigen Höhe von 
2,00 m gem. Vorgaben der Bauordnung (damals geltend 2012). Mit Inkrafttreten des Wasserge-
setzes von 22.12.2013 wurden die zu dem Zeitpunkt vorhandenen Retentionsräume festge-
schrieben.  
2014 wurde wiederum Bodenmaterial aus einer benachbarten Baumaßnahme angeliefert. Dieses 
wurde nach Abstimmungen mit dem Baurechtsamt ausschließlich in Bereichen eingebaut bzw. 
gelagert, die bereits 2013 oberhalb der HQ100 Linie lagen, sowie eine Auffüllhöhe von 2,00 m 
unterschreiten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Entsorgung von Z2 Material erfolgte nicht auf eine Sondermülldeponie. Z2-Material ist 
gemäß LAGA zur Verwertung zugelassen, die Deponie Froschgraben in Schwieberdingen ist eine 
Annahmestelle für Mineralische Abfälle DK0 (Boden oder Bauschutt, welcher keine Belastungen 
aufweist) und DKI (Abfälle mit niedrigem Schadstoffgehalt). „Sondermüll“, also besonders 
überwachungsbedürftige Abfälle, wurden auf dem Gelände weder angeliefert noch eingebaut. 
 
Bezüglich der Auswirkungen von Maßnahmen im Bereich der Überflutungsflächen der Murr wird 
auf das 2014 abgeschlossene Gerichtsverfahren beim Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg zur Hochwasserschutzmaßnahme Oppenweiler verwiesen.  
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Die folgenden Ausführungen (bis S. 7, vor Absatz „Verstoß gegen…“ der Anregungen) sind 
durch die oben stehenden Erläuterungen ausreichend und umfassend beantwortet. 
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Das Gutachten von IWP geht nicht vom Bau der fünf geplanten Hochwasserrückhaltebecken 
aus. 
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Durch die Anlage der geplanten Retentionsmulden wird der Eingriff in die Überflutungsfläche 
HQ100 wertgleich ausgeglichen, es entsteht ein Retentionsraumgewinn von mehr als 1.000 m³. 
  
Das Gutachten von IWP geht nicht vom Bau der fünf geplanten Hochwasserrückhaltebecken 
aus, die überörtlichen Maßnahmen dienen nicht der Erschließung des künftigen Baugebiets. Die 
Maßnahmen des überörtlichen Hochwasserschutzes sind somit für die geplante städtebauliche 
Neuordnung auf der Oberen Walke und die hier vorliegende Änderung des Flächennutzungsplans 
nicht relevant. 
Somit liegt auch kein Verstoß gegen die genannten Förderrichtlinien vor. 
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Die geplante Neubebauung liegt außerhalb des abflusswirksamen Bereichs der Murr. Aus der 
städtebaulichen Neuordnung resultierende Baumaßnahmen stellen somit kein relevantes Ab-
flusshindernis dar. Die wasserwirtschaftliche Untersuchung des Ingenieurbüros Winkler und 
Partner vom 15.11.2019 zeigt auf, dass es durch die aus dem Entwurf des städtebaulichen 
Rahmenplans „Urbanes Wohnen“ (Wick + Partner, Stand: 08.02.2019) resultierenden Bauvorha-
ben zu vernachlässigbar kleinen Wasserspiegeländerungen für die Ober- und Unterlieger kommt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplante Neubebauung liegt außerhalb des abflusswirksamen Bereichs der Murr. Aus der 
städtebaulichen Neuordnung resultierende Baumaßnahmen stellen somit kein relevantes Ab-
flusshindernis dar. Die wasserwirtschaftliche Untersuchung des Ingenieurbüros Winkler und 
Partner vom 15.11.2019 zeigt auf, dass es durch die aus dem Entwurf des städtebaulichen 
Rahmenplans „Urbanes Wohnen“ (Wick + Partner, Stand: 08.02.2019) resultierenden Bauvorha-
ben zu vernachlässigbar kleinen Wasserspiegeländerungen für die Ober- und Unterlieger kommt. 
 
Durch die Anlage der geplanten Retentionsmulden wird der Eingriff in die Überflutungsfläche 
HQ100 wertgleich ausgeglichen. Es entsteht ein Retentionsraumgewinn von mehr als 1.000 m³.  
Dem Abwägungsgebot wird somit Rechnung getragen. 
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Auf dem Gelände ist keine Ablagerung von Gegenständen in einem Umfang bekannt, der eine 
Genehmigungserfordernis auslösen würde. Auf dem Gelände sind allerdings in Abstimmung mit 
der unteren Naturschutzbehörde im Frühjahr 2019 Reptilien- bzw. Amphibienschutzzäune auf-
gestellt worden. Da der Hinweis nicht präzisiert ist, ist eine weitere Befassung im Rahmen der 
Abwägung nicht möglich. 
 
 
 
 
 
Die Fortschreibung der Hochwassergefahrenkarten ist Aufgabe des Landes Baden-Württemberg 
und bisher nicht abgeschlossen. 
 
Im Zuge des parallelen Verfahrens der verbindlichen Bauleitplanung werden die Belange des 
Hochwasserschutzes umfassend berücksichtigt, da der größte Teil des Planungsgebiets als 
Risikogebiet entsprechend § 74, Abs. 1 WHG i.V. zu betrachten ist. Überflutungen sind gemäß 
Hochwassergefahrenkarte sowohl bei extremen als auch bei hundertjährlichen Hochwasserer-
eignissen zu erwarten. Nach aktuellem Bilanzierungsstand entsteht durch die städtebauliche 
Neuordnung ein Retentionsraumgewinn von mehr als 1.000 m³. Zudem wird im Bebauungsplan 
eine hochwasserangepasste Bauweise festgesetzt. Der Schutz von Leben und Gesundheit sowie 
die Vermeidung erheblicher Sachschäden im geplanten Baugebiet können somit gewährleistet 
werden.  
 
Kenntnisnahme; die städtebauliche Umsetzung der Neubebauung und die Frage ihrer architek-
tonischen Ausprägung sind nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung.  
 
Kenntnisnahme; im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird von einem Fachbüro ein 
Klimagutachten erstellt, das in Form von Windfeldberechnungen auch Aussagen zu Auswirkun-
gen auf die lokalklimatischen Verhältnisse des Plangebiets macht (Durchlüftung, Kaltluftabflüs-
se). Die zentralen Erkenntnisse werden in die Begründung zur 42. FNP-Änderung übernommen. 
Im zweiten Halbjahr 2020 ist eine Bürgerinformationsveranstaltung geplant, bei der die Rah-
menplanung und der Bebauungsplanentwurf mit Fachgutachten vorgestellt werden. Es besteht 
die Möglichkeit zu Fragen und Diskussion. Ein städtebauliches Modell mit der gemäß Rahmen-
plan vorgesehenen Bebauung wurde erstellt, bei der Bürgerinformationsveranstaltung können 
jedoch vsl. pandemiebedingt lediglich Modellfotos präsentiert werden. 
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Die DIBAG Industriebau AG hat in Abstimmung mit der Stadt Backnang bei einem Fachbüro mit 
anerkannt hoher Qualifikation und langjähriger Erfahrung im Bereich integrierter Verkehrsent-
wicklung und Verkehrsmodellierung ein Mobilitätskonzept in Auftrag gegeben. Erste Ergebnisse 
liegen bereits vor. 
Die Thematik des Schallschutzes wird in einem separaten Gutachten im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung betrachtet. 
Die Auswahl der Gutachter erfolgt in Abstimmung zwischen dem Grundstückseigentümer und 
Vorhabenträger sowie der Stadt Backnang als Verfahrensträger. Hinweise auf geeignete Auf-
tragnehmer werden gerne entgegen genommen, die Stadt Backnang verbittet sich allerdings 
nicht begründete Zweifel an der Unabhängigkeit bestimmter Büros und damit verbundene For-
derungen, diese von entsprechenden Aufträgen auszuschließen. 
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Kenntnisnahme 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan wurde mittlerweile überarbeitet, die beiden im 
Entwurf vom Februar 2019 vorgesehenen Punkthäuser werden nicht weiter ver-
folgt. Der aktuelle Entwurfsstand (15.04.2020) sieht grundsätzlich eine vierge-
schossige Bebauung des Geländes vor, wobei die oberste Etage teilweise als Staf-
felgeschoss ausgebildet werden soll (Gebäudehöhen ca. 13 – 18 m). Ganz im Osten 
sind am Übergang zur Bestandsbebauung an der Gartenstraße dreigeschossige 
Gebäude geplant (Höhe ca. 11 – 13 m). Als städtebauliches Merkzeichen und Mitte 
des neuen Stadtquartiers fungiert am platzartigen Gelenkpunkt zwischen Garten-
straße und gebietsinternem Boulevard ein achtgeschossiges Punkthaus mit einer 
geplanten Höhe von 26,5 m. 
 
Der Bebauungsplan muss ohnehin an die neuen städtebaulichen und planungs-
rechtlichen Zielsetzungen für die Neubebauung angepasst werden. 
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Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird von einem Fachbüro ein Klima-
gutachten erstellt, das in Form von Windfeldberechnungen auch Aussagen zu Aus-
wirkungen auf die lokalklimatischen Verhältnisse des Plangebiets macht (Durchlüf-
tung, Kaltluftabflüsse). Die zentralen Erkenntnisse werden in die Begründung zur 
42. FNP-Änderung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine schalltechnische Untersuchung unter Einbeziehung von Verkehrs-, Gewerbe- 
und Sportlärm wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erstellt. Die Be-
rechnungen erfolgen nach einem standardisierten, anerkannten Verfahren (RLS-
90) und betrachten auch die Auswirkungen möglicher Schallreflexionen auf die 
Bestandsbebauung. Die zentralen Erkenntnisse werden in die Begründung zur 42. 
FNP-Änderung übernommen. 
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Die Neubebauung erfolgt nicht unmittelbar an der Gehweghinterkante, sondern es 
sind Vorzonen vorgesehen, die die Gebäude einige Meter vom öffentlichen Ver-
kehrsraum abrücken. Zudem wird die Baukante durch mehrere Grünzäsuren bzw. 
Zuwegungen ins Quartier unterbrochen. So entsteht eine aufgelockerte, aber den-
noch städtebaulich wirksame Raumkante, die dazu geeignet ist, den Straßenraum 
der Gartenstraße zu definieren, ohne den früheren Charakter einer Straßenschlucht 
mit durchgängiger Randbebauung zu erzeugen.   
 
Im Auftrag des Grundstückseigentümers hat ein Fachbüro ein umfassendes Mobili-
tätskonzept erstellt, das die Verkehrserzeugung durch die Neubebauung ermittelt, 
ausgehend von einer Erreichbarkeitsanalyse für alle Verkehrsträger Maßnahmen für 
eine reduzierte der Kfz-Nutzung entwickelt und auf dieser Basis die Leistungsfä-
higkeit der bestehenden Straßeninfrastruktur nachweist (Stand: 11.05.2020). 
 
 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind im Sinne des § 1 BauGB alle 
relevanten öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abzuwägen, um zu einer nachhaltigen, dem Wohl der Allgemeinheit die-
nenden städtebaulichen Entwicklung zu gelangen. Der Bebauungsplan muss des-
halb alle Interessen im Blick haben. 
 
 
Kenntnisnahme; weitere Ausführungen hierzu s.o. unter der Abwägung zu Nr. 1 
 
 




